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Der Grundsatz „Gleiches
gleich und Ungleiches un-
gleich zu behandeln“ ist ge-
rade in der Zahnersatzver-
sorgung eklatant verletzt
und die dort geltenden Be-
sonderheiten sind wieder
einmal nicht berücksichtigt
worden. Vielmehr zeigt sich
in den Vorschlägen eine bis
ins Detail gehende Rege-
lungsversessenheit auch
dort,wo die Unverhältnismä-
ßigkeit des Eingriffes offen-
kundig ist.Vorschriften über
zwei erforderliche Kosten-
voranschläge, Einzelver-
tragsrechte und erweiterte
Informationspflichten für
die Krankenkassen sind halt-
lose und sachfremde Überre-
gulierungen, in einem Be-
reich, der in den letzten Jah-
ren mehrere  Milliarden
EURO weniger Ausgaben
verursacht hat als noch in der
ersten Hälfte der neunziger
Jahre. Die Vorschläge führen
nur zu mehr Bürokratie und
Verwaltungskosten, zu mehr
strategischen Ausweichre-
aktionen der Beteiligten und
zu einer Erhöhung korrupti-
ver Anreize vor Ort. Schon in
den letzten Gesetzgebungs-
verfahren hat sich der VDZI
massiv gegen die immer
mehr um sich greifende „Ein-
kaufsmentalität“ der Kran-
kenkassen neben dem Kun-
den Zahnarzt bei Zahnersatz
gewehrt.
Die qualitätsorientierten
Grundlagen der Zusammen-
arbeit zwischen dem freien
Beruf des Zahnarztes und
des zahntechnischen Meis-
terlabors würden zu Lasten
von Qualität und Innovation
zerstört. Sollte man auf diese
Regelung nicht verzichten,
so ist die konsequente An-
wendung des Wettbewerbs-
rechtes auf das Informa-

tions- und Vertragsverhalten
der Krankenkassen unbe-
dingt erforderlich. Sonst
droht den zahntechnischen
Handwerksbetrieben ange-
sichts ihrer schlimmen wirt-
schaftlichen Lage ein von
Kassen organisierter ruinö-
ser Wettbewerb.

Kurzbeschreibung der
geplanten Regelungs-
zusammenhänge
Die Zahnersatzversorgung
soll Bestandteil der GKV-
Leistungen bleiben. Damit
ist die Einheit des Krank-
heitsbegriffes in der sozialen
Krankenversicherung weiter
gewahrt.Es soll keine Krank-
heit erster oder zweiter
Klasse geben.

Leistungsrecht der 
Versicherten
Der sachliche Leistungsan-
spruch des Versicherten auf
unterschiedliche bedarfsge-
rechte Versorgungsformen
bleibt erhalten (§ 30).
Wie bisher auch, sollen auf-
wändige Versorgungen vor
der Genehmigung begutach-
tet werden. Unter aufwändige
Versorgungen wird näher in
der Begründung ausgeführt:
Leistungen,die nach Art (z.B.
Kombinationsversorgung)
oder Umfang (z. B. mehr als
vier Kronen je Kiefer) kosten-
intensiv sind.
Darüber hinaus können auch
Versorgungen auf Grund der
klinischen Gegebenheiten im
Einzelfall (z. B. Fehlversor-
gung auf Grund der Nichtbe-
rücksichtigung des Parodon-
tal-Zustandes) aufwändig
sein.
In Härtefällen nach § 61 Abs.
1 Nr. 2 sind Versorgungen vor
der Genehmigung zu begut-
achten.

Die Leistungen
Die zahnärztlichen Leistun-
gen nach BEMA sind zu Leis-
tungskomplexen zusammen-
zufassen (§ 87, 2 d). Diese sol-
len ab 01.01.2005 gelten. Dies
konnte auch schon bisher
vorgenommen werden, nach
dem Entwurf müssen dann
die Komplexe gebildet wer-
den.
Das Leistungsverzeichnis für
zahntechnische Leistungen –
BEL – bleibt erhalten. Die
zahntechnischen Leistungen
sind ebenfalls zu Leistungs-
komplexen entsprechend der
BEMA Leistungskomplexe
zusammenzufassen (§ 88
Abs. 1). Diese sollen ab

01.01.2005 gelten. Dies war
schon mit dem Gesetz zum
01.01.2000 für die Zeit nach
der Umstrukturierung des
BEMA vom Gesetzgeber er-
wartet worden. Nun soll es
vorgeschrieben werden.

Die Preise
Die Landesverbände der
Krankenkassen vereinbaren
mit den Innungsverbänden
der Zahntechniker die Vergü-
tungen für die zahntechni-
schen Leistungskomplexe.
Die Vergütungen sind weiter-
hin Höchstpreise. Zugleich
bilden sie die Festzuschüsse
nach § 30 (§ 88 Abs. 2), die 50
Prozent der Vergütungen be-
tragen sollen.

Die Festzuschüsse
Der bisher geltende kosten-
proportionale Zuschuss wird
auf getrennt festgelegte Fest-
zuschüsse bei vereinbarten
zahnärztlichen Honoraren
und zahntechnischen Vergü-
tungen umgestellt.
Der Festzuschuss orientiert
sich an den jeweils geltenden
Vergütungen nach § 88 Abs. 2
SGB V. Die Festzuschüsse sol-
len jeweils 50 Prozent der Ver-
gütungen nach § 88 Abs. 2 
SGB V betragen.
Die Bonusregelung soll für die
Versicherten erhalten bleiben.
Ändern sich die Vereinbarun-
gen über die Honorare oder
zahntechnische Vergütungen,

ändern sich auch unmittelbar
die jeweiligen Festzuschüsse.
Damit handelt sich um ein „fik-
tives“ Festzuschusssystem bei
bekannten und vereinbarten
Vergütungen. Es ist ein thera-
pieformorientiertes Festzu-
schuss-System.
Bewirkt der Zahnarzt in Ver-
bindung mit dem Patienten
oder Krankenkasse ein zahn-
technisches Angebot, das
unterhalb des Höchstpreises
liegt, so soll offenkundig der
Versicherte in den vollen Vor-
teil der finanziellen Einspa-
rung kommen.
Der Versicherte hat so einen
höheren Anreiz als heute,billi-
gere Angebote gegenüber dem
Zahnarzt durchzusetzen.

Einzelverträge und
Informationspflichten
Die Krankenkassen können
Verträge mit Zahntechnikern
„zu niedrigeren Preisen bei
gleicher Qualität“ schließen.
Die Krankenkassen haben
die Versicherten sowie die
Zahnärzte über preisgünstige
Versorgungsmöglichkeiten
zu informieren.
Dem Heil- und Kostenplan
sind zwei Kostenangebote für
zahntechnische Leistungen
beizufügen.
In den Kostenangeboten sind
Angaben zum Herstellungs-
ort des Zahnersatzes zu ma-
chen.
Die Krankenkasse hat, „wenn
angezeigt“, über qualitative
und wirtschaftliche Versor-
gungsalternativen zu bera-
ten.
Die Krankenkassen sollen
damit in erheblichem Maße in
ihrer jetzt schon übermächti-
gen Informations-, Organisa-
tions- und Marktmacht ge-
stärkt werden.
Da nach wie vor der Zahnarzt
der Kunde ist und ihm da-
her das Wettbewerbsinte-
resse des  Meisterlabors ge-
hört, droht das Meisterlabor
zwischen den Wettbewerbs-
ansprüchen der Zahnärzte
und dem Marktdruck der
Krankenkassen auf den loka-
len medizinisch-technischen
Dienstleistungs- und Hand-
werksmärkten zerrieben zu
werden.

Missbrauchs- und Kor-
ruptionsbekämpfung
Die Kassenärztlichen Vereini-
gungen werden verpflichtet,
Missbrauchs- und Korrup-
tionsbekämpfungsstellen
einzurichten (§ 81 a).
Die Krankenkassen richten
Missbrauchs- und Korrup-
tionsbekämpfungsstellen ein
(§197 a). Das Bundesministe-
rium für Gesundheit und So-
ziale Sicherung beruft einen
Beauftragten zur Bekämp-
fung von Missbrauch und
Korruption im Gesundheits-
wesen (§ 274 a).

Zeitplan
In dieser Woche soll der erste
offizielle Entwurf veröffent-

licht werden. Schon am
18.06.2003 soll der Gesetzes-
entwurf bereits zur 1. Lesung
in den Bundestag kommen.
Der SPD-Sonderparteitag hat
im Grundsatz den Eckpunk-
ten der Gesundheitsreform
mit breiter Mehrheit zuge-
stimmt. Es ist davon auszuge-
hen, dass das Bündnis 90/Die
Grünen ebenfalls den Kurs
bestätigen. Nach der ersten
Lesung erfolgen die Anhö-
rungen der Sachverständigen
im Bundestagsausschuss
„Gesundheit und Soziale Si-
cherung“. Hierfür ist die Zeit
vom 23. bis 30.06.03 vorgese-
hen. Danach geht es schon in
die 2. und 3. Lesung im
Bundestag, vorgesehen ist
hier der 08.07.03.
Ein konkretes Angebot der
SPD an die CDU zur Zu-
sammenarbeit für einen ge-
meinsamen Entwurf scheint
es wohl nicht zu geben. Da-
her hat wahrscheinlich der
Bundesrat das Wort, denn das
Gesetz bedarf,sofern Teile da-
von nicht aufgespalten wer-
den, der Zustimmung im
Bundesrat.
Diese Zustimmung kann an-
gesichts der völlig unter-
schiedlichen Ziele und Vor-
schläge der CDU/CSU nicht
ernsthaft erwartet werden.Im
Bundesrat positioniert sich
derzeit immer stärker der
hessische Ministerpräsident
Roland Koch als Wortführer.
Lehnt der Bundesrat das Ge-
setz ab, so muss sich der Ver-
mittlungsausschuss um eine
Einigung bemühen.

Neuss/Dreieich, 26. Mai
2003. In einem überzeugen-
den Vortrag konnte der
scheidende Vizepräsident
Hans-Jürgen Borchard
auch die Kritiker von der
Notwendigkeit der Initia-
tive proDente überzeugen.
Man dürfe, so Borchard, die
Wirkung von proDente
nicht daran messen, ob man
in der eigenen Heimatzei-

tung eine Anzeige sehe. pro-
Dente wirke vielmehr im
Hintergrund, indem es viel
Informations- und Aufklä-
rungsmaterial den Redak-
tionen der Zeitschriften und
Zeitungen zur Verfügung
stelle und Ansprechpartner
für alle Fragen rund um
Zahngesundheit und Zahn-
ersatz sei. Vor allem in den
letzten beiden Jahren sei
festzustellen,dass proDente
diese Funktion, die Multipli-
katoren in den Medien zu er-
reichen, sehr erfolgreich
wahrnehme. Das Votum des

Zahntechniker-Handwerks
ist zu begrüßen. Mit der
Rückendeckung aus 24 In-
nungen möchte der VDZI-
Vorstand auch in Zukunft
gemeinsam mit den zahn-
ärztlichen Verbänden, der
Dentalindustrie und dem
Dentalhandel eine erfolg-
reiche Informations- und
Aufklärungsarbeit zur För-
derung der Zahngesundheit
leisten. Den Verantwort-
lichen im VDZI ist so der
Rücken gestärkt für ein
noch intensiveres Engage-
ment in proDente.

Rückendeckung für proDente
Die Mitgliedsinnungen des VDZI sprechen sich für die Fortsetzung der Initia-
tive aus

In Berlin scheinen die Kranken-
kassen die Gesetze zu schreiben
In seiner Gesamtschau der Einzelregelungen, die in einem nun dritten inoffiziellen Gesetzesentwurf für
die Zahnersatzversorgung vorgeschlagen werden, kommt der VDZI zu einem ablehnenden Ergebnis.
Weder auf der leistungsrechtlichen noch auf der vertragsrechtlichen Seite ist eine positive Fortentwick-
lung der Zahnersatzversorgung sichtbar geworden.

Die Delegierten der 24 Mitgliedsinnungen bei der Jahres-Mitgliederversammlung des VDZI in Neuss.
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„Die Vorschläge führen
nur zu mehr Bürokratie und

Verwaltungskosten …“


